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UMSATZSTEUER

Umsatzsteuerbefreiung für Behandlungsleistungen 
in Krankenhäusern
von StB Catrin Stockhausen, Korbach

|  § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG befreit Krankenhausbehandlungen und ärztliche 
Heilbehandlungen sowie damit eng verbundene Umsätze von der Umsatz-
steuer. Die Vorschrift beruht auf EU-Recht, dessen Umsetzung in nationa-
les Recht missglückt ist, weswegen es sinnvoll ist, die EU-Norm ebenfalls 
zu prüfen. Die Finanzverwaltung hat in zwei Dokumenten (OFD Niedersach-
sen 9.2.17 , S 7170 - 165 - St 182; BMF 6.10.16, III C 3 - S 7170/10/10004, BStBl 
I 16, 1076) dargelegt, wie sie damit umgehen will. Der Beitrag stellt das Pro-
blem dar und zeigt die Lösung der Finanzverwaltung.  |

1. Überblick über § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG
Krankenhausbehandlungen und ärztliche Heilbehandlungen einschließlich 
der Diagnostik, Befunderhebung, Vorsorge, Rehabilitation, Geburtshilfe und 
Hospizleistungen – sowie damit eng verbundene Umsätze – sind nach § 4 Nr. 14 
Buchst. b UStG steuerfrei. Allerdings kommt es auf die Art der Einrichtung an.

◼◼ Begünstigte Einrichtungen

�� Einrichtungen des öffentlichen Rechts (§ 4 Nr. 14 Buchst. b S. 1 UStG)

�� Einrichtungen nach  § 4 Nr. 14 Buchst. b S. 2 Doppelbuchst. aa bis hh UStG

aa) 	zugelassene Krankenhäuser nach § 108 SGB V
bb)	� Zentren für ärztliche Heilbehandlung und Diagnostik oder Befunder

hebung, die an der vertragsärztlichen Versorgung nach § 95 SGB V teil-
nehmen oder für die Regelungen nach § 115 SGB V gelten

cc) 	� Einrichtungen, die von den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung 
nach § 34 SGB VII an der Versorgung beteiligt worden sind

dd) 	�Einrichtungen, mit denen Versorgungsverträge nach den §§ 111 und 111a 
SGB V bestehen

ee) �Rehabilitationseinrichtungen, mit denen Verträge nach § 21 SGB IX be
stehen

ff) �	Einrichtungen zur Geburtshilfe, für die Verträge nach § 134a SGB V gelten
gg) Hospize, mit denen Verträge nach § 39a Abs. 1 SGB V bestehen
hh) �(zum 1.1.15) Einrichtungen, mit denen Verträge nach § 127 i.V. m. § 126 Abs. 3 

SGB V über die Erbringung nichtärztlicher Dialyseleistungen bestehen

Es muss sich um Leistungen handeln, auf die sich die Zulassung, der Vertrag 
oder die Regelung nach dem Sozialgesetzbuch jeweils bezieht.

�� Einrichtungen nach § 138 Abs. 1 S. 1 des StVollzG (§ 4 Nr. 14 Buchst. b S. 2 
Doppelbuchst. ii UStG)
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Die Leistungen von Einrichtungen nach § 4 Nr. 14 Buchst. b S. 2 Doppelbuchst. 
aa bis hh UStG sind nur insoweit steuerfrei, als sie sich auf den Bereich der 
Zulassung, des Vertrags bzw. der Regelung nach Sozialgesetzbuch beschrän-
ken (Abschn. 4.14.5 Abs. 24 S. 2 UStAE). Die Steuerbefreiung ist nur der Art 
nach und nicht dem Umfang nach beschränkt. So fallen Leistungen, die über 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung hinausgehen , 
wie z.B. Chefarztbehandlung, Doppel- oder Einzelzimmerbelegung, eben-
falls unter die Steuerbefreiung des § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG (Abschn. 4.14.5 
Abs. 25 UStAE; OFD Frankfurt 30.8.12, S 7170 A – 92 – St 112).

2. Systematik der Befreiung für Krankenhäuser
Legaldefinitionen für Krankenhäuser liefern § 107 SGB V und § 2 Nr. 1 KHG. 
Neben den Krankenhäusern in öffentlicher Trägerschaft (Krankenhausträger 
ist hier eine Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts) gibt 
es solche in freigemeinnütziger Trägerschaft (Träger ist eine soziale Vereini-
gung, karitative Organisation etc.) und private Krankenhausträger (Träger ist 
eine natürliche Person  oder – Regelfall – eine juristische Person).

Krankenhäuser in öffentlicher Trägerschaft können sich direkt auf § 4 Nr. 14 
Buchst. b S. 1 UStG berufen.

Von Einrichtungen des privaten Rechts betriebene Krankenhäuser fallen unter 
§ 4 Nr. 14 Buchst b S. 2 Doppelbuchst. aa UStG, wenn sie nach § 108 SGB V zu-
gelassen sind. Das gilt für Krankenhäuser, 

�� die nach den landesrechtlichen Vorschriften als Hochschulklinik aner-
kannt sind,

�� die in den Krankenhausplan eines Landes aufgenommen sind (Plankran-
kenhäuser), 

�� die einen Versorgungsvertrag mit den Landesverbänden der Krankenkas-
sen und den Verbänden der Ersatzkassen abgeschlossen haben.

Krankenhäuser, die nicht von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
betrieben werden und die weder eine Zulassung nach § 108 SGB V besitzen 
noch unter die anderen Doppelbuchstaben fallen, sind mit ihren in § 4 Nr. 14 
Buchst. b S. 1 UStG genannten Leistungen steuerpflichtig.

PRAXISHINWEIS  | Die Umsätze einer mit einem Plankrankenhaus organschaft-
lich verbundenen, rechtlich selbstständigen Einrichtung sind steuerpflichtig, 
wenn diese nicht selbst über eine entsprechende Zulassung verfügt. Das gilt 
auch, wenn die Einrichtung in den Räumlichkeiten des Plankrankenhauses tätig 
ist und nicht über eigene Personal- und Sachmittel verfügt (OFD Niedersachsen 
9.2.17 , S 7170 - 165 - St 182).
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3. Privatkliniken ohne Zulassung nach § 108 SGB V
Der BFH (23.10.14, V R 20/14, BStBl II 16, 785; BFH 18.3.15, XI R 38/13, BStBl II 
16, 793) hat entschieden, dass § 4 Nr. 14 Buchst. b Doppelbuchst. aa UStG 
Unionsrecht (Art. 132 Abs. 1 Buchst. b MwStSystRL) nicht richtig umsetzt. Die  
EU-Norm befreit Krankenhausbehandlungen und ärztliche Heilbehandlun-
gen sowie damit eng verbundene Umsätze, 

�� die von Einrichtungen des öffentlichen Rechts oder 
�� unter Bedingungen, welche mit den Bedingungen für diese Einrichtungen 
in sozialer Hinsicht vergleichbar sind, von Krankenanstalten, Zentren für 
ärztliche Heilbehandlung und Diagnostik und anderen ordnungsgemäß 
anerkannten Einrichtungen gleicher Art bewirkt werden.

Der BFH kritisiert den in der deutschen Regelung enthaltenen sozialrechtli-
chen Bedarfsvorbehalt: Ein Unternehmer, dessen Krankenhaus nach den 
landesrechtlichen Vorschriften weder Hochschulklinik noch Plankranken-
haus ist, kann die Steuerfreiheit nur erlangen, wenn er für sein Krankenhaus 
einen Versorgungsvertrag mit den Landesverbänden der Krankenkassen und 
den Verbänden der Ersatzkassen (Kassenverbänden) abschließt. Sozialversi-
cherungsrechtlich dürfen derartige Versorgungsverträge gemäß § 109 Abs. 3 
S. 1 Nr. 2 SGB V aber nur abgeschlossen werden, wenn sie insbesondere für 
eine bedarfsgerechte Krankenhausbehandlung der Versicherten erforderlich 
sind. Zudem besteht nach § 109 Abs. 2 S. 1 SGB V kein Anspruch auf Abschluss 
eines Versorgungsvertrags.

Daher können sich Krankenhäuser, die nicht unter § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG 
fallen, für die Steuerfreiheit ihrer in § 4 Nr. 14 Buchst. b S. 1 UStG genannten 
Heil- und Krankenhausbehandlungsleistungen unmittelbar auf Art. 132 Abs. 
1 Buchst. b MwStSystRL berufen. Sie müssen diese aber in sozialer Hinsicht 
unter vergleichbaren Bedingungen wie die Krankenhäuser erbringen, die in 
öffentlich-rechtlicher Trägerschaft stehen oder nach § 108 SGB V zugelassen 
sind.

3.1 Anerkennung als ordnungsgemäß anerkannte andere Einrichtung
Für die Frage der ordnungsgemäßen Anerkennung als Einrichtung i. S. von  
Artikel 132 Abs. 1 Buchst. b MwStSystRL sind folgende Kriterien zu berück-
sichtigen (BFH 18.3.15, XI R 38/13, BStBl II 16, 793; BMF 6.10.16, III C 3 - S 
7170/10/10004, BStBl I 16, 1076):

�� das Bestehen spezifischer Vorschriften – seien es nationale oder regiona-
le, Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, Steuervorschriften oder Vor-
schriften im Bereich der sozialen Sicherheit,

�� das mit den Tätigkeiten des betreffenden Unternehmers verbundene Ge-
meinwohlinteresse,

�� die Tatsache, dass andere Unternehmer mit den gleichen Tätigkeiten be-
reits in den Genuss einer ähnlichen Anerkennung kommen,

�� der Gesichtspunkt, dass die Kosten der Leistungen unter Umständen zum 
großen Teil von Krankenkassen oder anderen Einrichtungen der sozialen 
Sicherheit übernommen werden.
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3.2 Vergleichbarkeit der Leistungserbringung in sozialer Hinsicht
Hierzu vergleicht der BFH konkret, wie die Patienten in den Privatkliniken 
behandelt wurden.

◼◼ Beispiele

�� BFH (23.10.14, V R 20/14, BStBl II 16, 785; PFB Nachricht vom 26.2.15) 
Die Vergleichbarkeit in sozialer Hinsicht ergibt sich daraus, dass die Ausstattung 
des von der Klägerin betriebenen Krankenhauses der Regelausstattung eines 
Plankrankenhauses entsprach. Dass ausschließlich Einbettzimmern vorhanden 
waren, ergab sich durch die Fachrichtung (Psychiatrie/Psychotherapie und Psy-
chosomatik). Zudem wurden im erheblichen Umfang (im Streitjahr: 35 %) auch 
gesetzlich Versicherte im Krankenhaus der Klägerin behandelt, ohne dass Un-
terschiede zur Behandlung von Privatpatienten bestanden. Nach den Feststel-
lungen des FG behandelte die Klägerin Kassen- und Privatpatienten sogar ein-
heitlicher als die nach § 108 SGB V zugelassenen Krankenhäuser.

�� BFH (18.3.15, XI R 38/13, BStBl II 16, 793, PFB Nachricht vom 17.6.15) 
Für die operativen Eingriffe wurden den operierenden Ärzten die Räumlichkeiten, 
die Apparate und das nicht ärztliche Personal zur Verfügung gestellt. Die Patien-
ten wurden zudem durch Pflegepersonal betreut und beköstigt. Das Leistungs-
angebot entsprach den von öffentlichen Krankenhäusern sowie den von zugelas-
senen Privatkliniken nach § 108 SGB V erbrachten Leistungen. Zudem lag der 
Anteil der Umsätze, die im Streitjahr mit der Behandlung gesetzlich versicherter 
Patienten im Zusammenhang stand, bei ca. 43 %. Die Vergütung der Behandlun-
gen war nicht unangemessen, da die Abrechnung sämtlicher Leistungen auf 
Grundlage des gesetzlichen Vergütungssystems für Ärzte und Krankenhäuser 
erfolgte. Die Kosten für die Behandlung von Privatpatienten sind von den privaten 
Krankenversicherungen übernommen worden und entsprachen ihrer Höhe nach 
denen der Behandlung gesetzlich versicherter Patienten.

Die Finanzverwaltung (OFD Niedersachsen 9.2.17 , S 7170 - 165 - St 182; BMF 
6.10.16, III C 3 - S 7170/10/10004, BStBl I 16, 1076) fasst das folgendermaßen 
zusammen. Das Kriterium der Vergleichbarkeit in sozialer Hinsicht ist erfüllt, 
wenn 

�� das Leistungsangebot dieser Krankenhäuser den von Krankenhäusern in 
öffentlich-rechtlicher Trägerschaft oder nach § 108 SGB V zugelassenen 
Krankenhäusern erbrachten Leistungen entspricht und 

�� die Kosten in erheblichem Umfang von Krankenkassen oder anderen Ein-
richtungen der sozialen Sicherheit übernommen werden. Von einer Kos-
tenübernahme in erheblichem Umfang ist auszugehen,

▪▪ wenn im vorangegangenen Kalenderjahr mindestens 40 % der jährli-
chen Belegungs- oder Berechnungstage auf Patienten entfallen sind, 
bei denen für die Krankenhausleistungen kein höheres Entgelt als für 
allgemeine Krankenhausleistungen nach dem Krankenhausentgeltge-
setz oder der Bundespflegesatzverordnung berechnet wurde oder 

▪▪ im vorangegangenen Kalenderjahr mindestens 40 % der Leistungen den 
in § 4 Nr. 15 Buchst. b UStG genannten Personen zugutegekommen sind.

Sicht der 
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Leistungs-
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Kostenübernahme
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Entgelte, die für Wahlleistungen berechnet werden, sind in die Berechnung 
der 40 %-Grenze der jährlichen Belegungs- oder Berechnungstage nicht 
mit einzubeziehen, wenn das Entgelt für die Wahlleistungen entsprechend 
§ 17 Abs. 1 KHEntG in einem angemessenen Verhältnis zu den allgemeinen 
Krankenhausleistungen steht.

PRAXISHINWEIS  | Zur Frage der Vergleichbarkeit ist ein Verfahren beim BFH 
anhängig – allerdings betrifft es die Zeiträume 2005 und 2006 als die Befreiung 
noch in § 4 Nr. 16 Buchst. b UStG zu finden war (FG Berlin-Brandenburg 22.6.16, 
7 K 7184/14, Rev. BFH XI R 15/16). Konkret geht es um die Behandlung von Beleg-
arztleistungen. Der BFH muss folgende Rechtsfragen klären:

�� Sind bei nicht reinen Belegkliniken die Belegarzttage bei der Berechnung der 
Steuerbegünstigung nach § 4 Nr. 16 Buchst. b UStG a.F., § 67 Abs. 2 AO einzu-
beziehen? Können die Belegungstage je nach Abrechnungsweise des Beleg-
arztes, d.h. nach Kassengrundsätzen oder nicht, „schädlich“ oder „unschäd-
lich“ sein oder ist ausschließlich zu prüfen, ob gegenüber den Patienten Wahl-
leistungen abgerechnet wurden oder nicht?

�� Welche abstrakten Voraussetzungen müssen für sozial vergleichbare Bedin-
gungen der Leistungserbringung gemäß Art. 132 Abs. 1 Buchst. b MwStSystRL 
vorliegen? Ist die Erstattungsfähigkeit der Behandlungskosten maßgeblich für 
die Beurteilung der sozialen Vergleichbarkeit des Leistungsangebots?

4. Eng verbundene Umsätze
Als eng mit Krankenhausbehandlungen und ärztlichen Heilbehandlungen 
verbundene Umsätze sind Leistungen anzusehen, die für diese Einrichtung 

�� typisch und unerlässlich sind, 
�� regelmäßig und allgemein beim laufenden Betrieb vorkommen und 
�� damit unmittelbar oder mittelbar zusammenhängen (BFH 1.12.77, V R 37/75, 
BStBl II 78, 173).

Umsätze eines Krankenhauses sind nicht mehr eng verbunden i.S. des § 4 
Nr. 14 Buchst. b UStG, wenn die ihnen zugrunde liegenden Leistungen in einem 
abgrenzbaren Bereich außerhalb der typischen Tätigkeit der Einrichtung er-
bracht werden. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn das Krankenhaus mit 
diesen Leistungen in eine gewisse Konkurrenz zu anderen nicht begünstigten 
Unternehmen tritt. Zweifelsfälle sind dabei nach der Verkehrsanschauung zu 
beurteilen (OFD Frankfurt 30.8.12, S 7170 A – 92 – St 112). Die Steuerbefreiung ist 
ausgeschlossen, wenn die Umsätze im Wesentlichen dazu bestimmt sind, der 
Einrichtung zusätzliche Einnahmen durch Tätigkeiten zu verschaffen, die in un-
mittelbarem Wettbewerb zu steuerpflichtigen Umsätzen anderer Unterneh-
mer stehen (EuGH 1.12.05, C-394/04 und C-395/04, Ygeia). 

Beispiele zur Abgrenzung sind in Abschn. 4.14.6. Abs. 2 und 3 UStAE aufge-
führt. Sie werden durch die OFD Niedersachsen (9.2.17, S 7170 - 165 - St 182) 
ergänzt.
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◼◼ Beispiele: Nicht eng verbundene Umsätze

Nicht zu den eng verbundenen Umsätzen gehören nach Abschn. 4.16.6 Abs. 3 UStAE insbesondere:

�� die entgeltliche Abgabe von Speisen und Getränken an Besucher
�� die Arzneimittellieferungen an das Personal oder Besucher sowie die Abgabe von Medikamenten gegen geson-
dertes Entgelt an ehemals ambulante oder stationäre Patienten zur Überbrückung

�� Arzneimittellieferungen einer Krankenhausapotheke an Krankenhäuser anderer Träger (BFH 18.10.90, V R 76/89, 
BStBl II 91, 268) sowie die entgeltlichen Medikamentenlieferungen an ermächtigte Ambulanzen des Krankenhau-
ses, an Polikliniken, an Institutsambulanzen, an sozialpädiatrische Zentren – falls keine nicht steuerbaren Inne-
numsätze des Trägers der jeweiligen Krankenhausapotheke vorliegen

�� die Abgabe von nicht patientenindividuell hergestellten Medikamenten zur unmittelbaren Anwendung durch 
ermächtigte Krankenhausambulanzen an Patienten während der ambulanten Behandlung sowie die Abgabe 
von Medikamenten durch Krankenhausapotheken an Patienten im Rahmen der ambulanten Behandlung im 
Krankenhaus

�� umsatzsteuerpflichtige Gutachten (Abschn. 4.14.1 Abs. 5 Nr. 6 UStAE; Hinweis auf USt-Kartei, OFD Niedersach-
sen, S 7170 Karte 2)

�� ästhetisch-plastische Leistungen, soweit ein therapeutisches Ziel nicht im Vordergrund steht. Indiz hierfür 
kann sein, dass die Kosten regelmäßig nicht durch Krankenversicherungen übernommen werden (vgl. BFH 
17.7.04, V R 27/03, BStBl 04 II, 862)

�� Leistungen zur Prävention und Selbsthilfe i. S. des § 20 SGB V ohne unmittelbaren Krankheitsbezug (BFH 7.7.05, 
V R 23/04, BStBl 05 II, 904)

�� Supervisionsleistungen (vgl. BFH 30.6.05, V R 1/02, BStBl 05 II, 675)
�� die Leistungen der Zentralwäschereien (BFH 18.10.90, V R 35/85, BStBl II 91, 157)
�� die Telefongestellung an Patienten, die Vermietung von Fernsehgeräten und die Unterbringung und Verpflegung 
von Begleitpersonen (EuGH 1.12.05, C-394/04 und C-395/04, Ygeia)

�� die Veräußerung des gesamten beweglichen Anlagevermögens und der Warenvorräte nach Einstellung des Be-
triebs (BFH 1.12.77, V R 37/75, BStBl II 78, 173)

Nicht zu den eng mit dem Betrieb eines Krankenhauses verbundenen Umsätzen gehören laut OFD Niedersach-
sen (9.2.17 , S 7170 - 165 - St 182):

�� Umsätze aus Auftragsforschung
�� Lieferungen von Waren (zusätzliche Getränke, Süßigkeiten, Zeitschriften) an Patienten, Heimbewohner, Perso-
nal oder Besucher

�� Automatenumsätze, Umsätze aus dem Betrieb einer Cafeteria oder eines Kiosks
�� Beherbergung und Verpflegung von Personal, Besuchern und Gästen
�� Überlassung von Büchern, Rundfunk- und Fernsehgeräten sowie Fernsprechanlagen an Patienten, Heimbe-
wohner, Personal oder Besucher zur Mitbenutzung

�� Betrieb einer Kindertagesstätte (Betreuung der Kinder von Arbeitnehmern)
�� Personalgestellungen, wenn die o. a. genannten Voraussetzungen für die Steuerbefreiung nicht gegeben sind
�� Krankenhausbehandlungen und ärztliche Leistungen im Zusammenhang mit der Entnahme von Nabelschnur-
blut bzw. die Lagerung von Stammzellen

�� Umsätze aus der Entnahme, Beförderung, Aufbereitung und Analyse von Nabelschnurblut bzw. die Lagerung 
von Stammzellen sind nicht steuerbefreit, wenn die ärztliche Heilbehandlung im Krankenhaus, mit der die Tä-
tigkeit eventuell verbunden ist, weder stattgefunden, noch begonnen hat, noch geplant ist. Es handelt sich in 
diesen Fällen weder um eine Heilbehandlungsmaßnahme noch um einen mit Krankenhausbehandlungen eng 
verbundenen Umsatz. Eine Analyse von Nabelschnurblut, die dazu dient, eine ärztliche Diagnose zu stellen, 
kann unter den weiteren Voraussetzungen des § 4 Nr. 14 UStG steuerfrei sein (vgl. EuGH 10.6.10, C-262/08 und 
C-86/09).
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◼◼ Beispiele: Eng verbundene Umsätze

Zu den eng verbundenen Umsätzen gehören nach Abschn. 4.16.6 Abs. 2 UStAE:

�� die stationäre oder teilstationäre Aufnahme von Patienten, deren ärztliche und pflegerische Betreuung ein-
schließlich der Lieferungen der zur Behandlung erforderlichen Medikamente

�� die Behandlung und Versorgung ambulanter Patienten
�� die Abgabe von individuell für den ambulant im Krankenhaus behandelten Patienten in einer Apotheke des 
Krankenhauses hergestellten Arzneimitteln (BFH 24.9.14, V R 19/11, BStBl II 16,  781)

�� die Lieferungen von Körperersatzstücken und orthopädischen Hilfsmitteln, soweit sie unmittelbar mit einer 
Leistung i. S. des § 4 Nr. 14 Buchst. b UStG in Zusammenhang stehen

�� die Überlassung von Einrichtungen (z.B. Operationssaal, Röntgenanlage, medizinisch-technische Großgeräte), 
und die damit verbundene Gestellung von medizinischem Hilfspersonal durch Einrichtungen nach § 4 Nr. 14 
Buchst. b UStG an andere Einrichtungen dieser Art, an angestellte Ärzte für deren selbständige Tätigkeit und an 
niedergelassene Ärzte zur Mitbenutzung

�� Als Großgeräte i. S. dieser Regelung gelten (OFD Niedersachsen 9.2.17 , S 7170 - 165 - St 182):
▪▪ Linkskatheter-Messplätze (LHM)
▪▪ Computer-Tomographie-Geräte (CT)
▪▪ Magnet-Resonanz-(= Kernspintomographie-)Geräte (MR)
▪▪ Positronen-Emissions-Tomographie-Geräte (PET)
▪▪ Hochvolttherapie-Geräte: Linearbeschleuniger (LIN) und Telecobalt-Geräte (Co)
▪▪ Geräte zur extrakorporalen Stoßwellen-Lithotripsie (LIT)
▪▪ Nierenlithotripter (NIL) und Gallenlithotripter (GAL)
▪▪ Diagnostische Bio-Magnetismus-Anlagen (BMA)

�� die Gestellung von Ärzten und von medizinischem Hilfspersonal durch Einrichtungen nach § 4 Nr. 14 Buchst. b 
UStG an andere Einrichtungen dieser Art

�� die Lieferungen von Gegenständen des Anlagevermögens, z.B. Röntgeneinrichtungen, Krankenfahrstühle und 
sonstige Einrichtungsgegenstände

�� die Erstellung von ärztlichen Gutachten gegen Entgelt, sofern ein therapeutischer Zweck im Vordergrund steht 
(Hinweis auf USt-Kartei, OFD Niedersachsen, S 7170 Karte 2)

Zu den eng verbundenen Umsätzen gehören laut OFD Niedersachsen (9.2.17 , S 7170 - 165 - St 182):

�� Beherbergung und Verpflegung von Begleitpersonen von Patienten, aber nur, soweit dies medizinisch notwendig 
(und nicht nur zweckmäßig) ist. Zum Nachweis ist eine ärztliche Verordnung oder Bestätigung erforderlich

�� Bereitstellung von Notärzten für den Rettungsdienst
�� Personal- und Sachmittelgestellung an angestellte Chefärzte für das Betreiben einer eigenen Klinik/Praxis im 
Krankenhaus, vgl. BMF 15.6.06, BStBl. 06 I, 405

�� Gestellung von medizinischem Hilfspersonal und Sachmitteln, z. B. OP-Saal an niedergelassene Ärzte für am-
bulante Operationen, ggf. mit kurzzeitiger operativer Nachsorge im überwachten Bett

�� wahlärztliche Leistungen (z. B. Chefarztbehandlung)

↘↘ WEITERFÜHRENDE HINWEISE
•	Umsatzsteuer – Umsatzsteuerfreiheit für Privatkliniken? (Leonard, PFB 14,8 interessant 

vor allem zur Rechtslage bis zum 31.12.08)
•	Umsatzsteuerbefreiung – Was bedeutet die mögliche Umsatzsteuerfreiheit bei Privat-

kliniken für niedergelassene Anästhesisten? (Sedlaczek, PFB 15, 105)


